
Beglaubigte Abschrift 

Az. RN 9 S 20.2520 

Bayerisches Verwaltungsgericht Regensburg 

In der Verwaltungsstrei tsache 

gegen 

Freistaat Bayern 
vertreten durch die Regierung von Niederbayern 
Zentra le Ausländerbehörde 
Stadtfeldstr. 1 1 , 944469 Deggendorf 

- Antragsgegner -
beteil igt: 
Regierung von Niederbayern 
als Vertreter des öffentlichen Interesses 
Post fach, 84023 Landshut 

wegen 

Verpf l ichtung zur Vorsprache zur Feststel lung der Reisefähigkeit 
hier: Antrag nach § 80 Abs. 5 V w G O 

erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht Regensburg, 9. Kammer, ohne mündl iche 
Verhand lung 

am 19. Oktober 2020 

fo lgenden 

B e s c h l u s s : 

I. Der Eilantrag wird abgelehnt . 



II. Die Antragstel ler t ragen gesamtschuldner isch die Kosten des V e r - . 

fahrens. 

III. Der Streitwert wird auf 12.500,-- EUR festgesetzt. 

Gründe: 

I. 

Die Antragsteller, syrische Staatsangehörige, reisten nach eigenen Angaben am 9. Februar 

2019 ohne gültige Reisedokumente in das Bundesgebiet ein. Am 20. Februar 2020 bean­

tragten sie beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) ihre Anerkennung als 

Asylberechtigte sowie die Zuerkennung internationalen Schutzes. Infolge eines am 5. März 

2019 an Italien gerichteten Übernahmeersuchens nach der Dublin-IIi-Verordnung erklärten 

die italienischen Behörden mit Schreiben vom 6. März 2020 ihre Zuständigkeit für die Bear­

beitung der Asylanträge gemäß Art. 12 Abs. 2 Dubiin-lll-VO. Daraufhin lehnte das Bundes­

amt mit Bescheid vom 7. März 2019 unter gleichzeitiger Anordnung ihrer Abschiebung nach 

Italien die Asylanträge der Antragsteller als unzulässig ab; Abschiebungsverbote wurden 

nicht festgestellt. Ober die gegen diesen Bescheid gerichtete Klage der Antragsteller zu 1 bis 

4 vor dem Verwaltungsgericht Ansbach (AN 14 K 19.50319) wurde noch nicht entschieden. 

Ein diesbezüglicher Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO der Antragsteller zu 1 bis 4 wurde mit 

Beschluss vom 25. April 2019 abgelehnt (AN 14 S 19.50318). Der Bescheid für den Antrag­

steller zu 5 ist bestandskräftig geworden. Die Überstellung der Antragsteller nach Italien ist 

für den 19. Oktober 2020 geplant und wurde den Antragstellern angekündigt. Aufgrund der 

aktuellen Corona-Pandemie verlangt Italien nach Mitteilung des Antragsgegners hinsichtlich 

COVID-19 ein negatives Testergebnis, welches nicht älter als 72 Stunden sein darf. Bereits 

auf telefonische Rückfrage des Gerichts vom 12. Oktober 2020 im Verfahren RN 9 K 

20.2474 war vom Antragsgegner mitgeteilt worden, dass seitens der italienischen Behörden 

für den 72-Stunden-Zeitraum auf die Vornahme des Tests und nicht das Vorliegen des Test­

ergebnisses abgestellt wird. 

Mit Bescheid der Regierung von Niederbavern - Zentrale Ausländerbehörde - vom 13. Okto­

ber 2020. der Prozessbevollmächtigten der Antragsteller zugestellt am 14. Oktober 2020, 

wurde unter Aufhebung des Bescheid vom 9. Oktober 2020 über eine entsprechende Ver­

pflichtung für den 12. Oktober 2020 (RN 9 S 20,2774 und RN 9 K 20.2475) angeordnet, dass 

sich die Antragsteller am  2020, um 10:00 Uhr bei der Gemein­

schaftspraxis einzufinden haben, um dort eine Testung auf 

COVID-19 durchführen zu lassen (Ziffer 2). Für den Fall, dass die Antragsteller den Aufforde­

rungen und Verpflichtungen unter Ziffer 2 nicht nachkommen, wurde ihnen die zwangsweise 

Vorführung zu einem neuen Termin zur Feststellung der Reisefähigkeit angedroht (Ziffer 3). 
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Sofortvollzug wurde hinsichtlich Ziffer 1 des Bescheids angeordnet (Ziffer 4). Hinsichtlich der 

Begründung wird auf den streitgegenständlichen Bescheid Bezug genommen. 

Am 16. Oktober 2020 ließen die Antragsteller Klage zum Verwaltungsgericht Regensburg 

gegen den Freistaat Bayern (RN 9 K 20.2521) erheben und gleichzeitig vorliegenden Eilan­

trag stellen. Hinsichtlich.der Begründung wird auf den Inhalt des Schreibens vom 16. Okto­

ber 2020 verwiesen. 

Die Antragsteller beantragen, 

die aufschiebende Wirkung der Klage in Bezug auf Ziffer 2 des Bescheides der Re­

gierung von Niederbayern vom 13. Oktober 2020 wiederherzustellen und in Bezug 

auf Ziffer 3 des Bescheids anzuordnen. 

Der Antragsgegner hat bis zum Zeitpunkt dieser Entscheidung noch keinen Antrag gestellt. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte sowie die Gerichts- und Behördenakte in 

den Verfahren RN 9 S 20.274 und RN 9 K 20.2475 Bezug genommen. 

II. 

Der Eilantrag hat keinen Erfolg. Im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung erweist sich der 

streitgegenständliche Bescheid als voraussichtlich rechtmäßig, weshalb die Antragsteller 

nicht in ihren Rechten verletzt werden und ihre Klage in der Hauptsache voraussichtlich er­

folglos bleiben wird (§§ 80 Abs. 5, 113 Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO). 

1. 

Zunächst ist festzustellen, dass sich der Eilantrag bereits aufgrund der fehlenden Passivlegi­

timation des Antragsgegners als unbegründet erweist. So steht die streitgegenständliche 

Verpflichtung der Antragsteller in Zusammenhang mit der Entscheidung des Bundesamtes 

für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) vom 7. März 2020, wonach der Asylantrag der 

Antragsteller mit Blick auf die Zuständigkeit Italiens als unzulässig abgelehnt und deren Ab­

schiebung nach Italien angeordnet wurde. Während der Bescheid dem Antragsteller zu 5) 

gegenüber bereits bestandskräftig geworden ist, ist über die insofern vor dem Verwaltungs­

gericht Ansbach anhängige Klage noch nicht entschieden; ein Eilantrag nach § 80 Abs. 5 

VwGO ist indes erfolglos geblieben. Die vorliegend angegriffene Verpflichtung dient nun dem 

Vollzug der Entscheidung des Bundesamtes im Rahmen des von dort geführten Dublin-Ill-

Verfahrens, weshalb richtiger Antragsgegner die Bundesrepublik Deutschland als Rechtsträ-
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gerin des Bundesamtes und das Verfahren [m Übrigen vor dem Verwaltungsgericht Ansbach 

zu führen wäre. 

2. 

Ungeachtet dessen erweist sich der vorliegende Eilantrag auch inhaltlich als unbegründet, 

da die streitgegenständliche Verpflichtung nach summarischer Pröfung rechtmäßig ist. 

Die streitgegenständliche Anordnung findet ihre Rechtsgrundlage in § 82 Abs. 4 Satz 1 Auf­

enthaltsgesetz (AufenthG). Demgemäß kann angeordnet werden, dass ein Ausländer bei der 

zuständigen Behörde sowie den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten des Staates, 

dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt, persönlich erscheint sowie eine ärztliche 

Untersuchung zur Feststellung der Reisefähigkeit durchgeführt wird, soweit es zur Vorberei­

tung und Durchführung von Maßnahmen nach dem Aufenthaltsgesetz und nach ausländer­

rechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Kommt der Ausländer einer 

solchen Anordnung nicht nach, kann sie zwangsweise durchgesetzt werden (§ 82 Abs. 4 

Satz 2 AufenthG). 

Die Anordnung zur Durchführung der Untersuchung umfasst sowohl das persönliche Er­

scheinen beim Arzt als auch die Duldung der Untersuchung (GK-AufenthG/Funke-Kaiser Rn. 

122); Der Zweck der Untersuchung ist auf die Feststellung der Reisefähigkeit beschränkt. 

Sie dient nicht der Überprüfung sonstiger inlands- oder zielstaatsbezogener Abschiebungs­

hindernisse (BeckOK AuslR/Kluth Rn. 42; NK-AuslR/Hofmann Rn. 54; etwas anderes könnte 

sich aus der Gesetzesbegründung ergeben, BT-Drs. 15/420, 96). Ihre Anordnung darf nur 

erfolgen, wenn die Ausländerbehörde tatsächlich aufenthaltsbeendende Maßnahmen plant 

und sie für den Betroffenen nicht mit gesundheitlichen Risiken verbunden ist (BeckOK 

MigR/Zimmerer, 5. Ed. 1.7.2020, AufenthG § 82 Rn. 26, 27). 

Vorliegend steht mit der für den 19. Oktober 2020 anberaumten Abschiebung der Antragstel­

ler nach Italien im Rahmen des Dublin-Ill-Verfahrens eine aufenthaltsbeendende Maßnahme 

im Sinne des Aufenthaltsgesetzes bevor. Zu diesem Zweck ist nach Mitteilung des Antrags­

gegners die Durchführung eines COVID-19-Tests für die Einreise nach Italien erforderlich. 

\ 
a. 

Hierbei handelt es sich - entgegen dem Vorbringen der Antragstellerbevollmächtigten - auch 

um Maßnahmen zur Feststellung der Reisefähigkeit. 

Zum einen ist die Untersuchung auf COVID-19 bereits unter die Reisefähigkeit im engeren 

Sinn zu fassen. Die Reisefähigkeit umfasst die Frage, ob der Betroffene gesundheitlich in der 
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Lage ist, in ein anderes Land überführt zu werden. Darunter fällt auch die Frage, ob der Be­

treffende an einer (ansteckenden) Krankheit leidet, die einer Verbringung in den Aufnahmes­

taat entgegensteht, somit auch um eine Maßnahme der Gesundheitsvorsorge. Dass der 

Gesetzgeber bei Regelung des § 82 Abs. 4 Satz 1 AufenthG eine pandemische Situation wie 

aktuell nicht vor Augen hatte bzw. haben konnte, steht dieser Beurteilung nicht entgegen. 

Vielmehr ist hier vom Sinne und Zweck der Regelung auszugehen, die darauf abzielt, im 

Rahmen der Reisefähigkeit gesundheitliche Risiken für den Betroffenen im Rahmen der 

Ausreise auszuschließen. 

Selbst wenn man die Untersuchung auf COV1D-19 nicht als Reisefähigkeit im engeren Sinn 

verstehen möchte, so handelt es sich jedenfalls um eine Frage der Reisefähigkeit im weite­

ren Sinne dahingehend, ob der aufnehmende Mitgliedstaat aufgrund des gesundheitlichen 

Zustands des Betroffenen zu dessen Aufnahme bereit ist. Auch hier ist vom oben genannten 

Sinn und Zweck der Regelung auszugehen. 

Unabhängig davon könnte - sollte man im Anschluss an das Vorbingen der Antragstellerbe­

vollmächtigten argumentieren - die Maßnahme jedenfalls auf § 46 Abs. 1 AufenthG gestützt 

werden. Demgemäß kann die Ausländerbehörde gegenüber einem vollziehbar ausreise­

pflichtigen Ausländer Maßnahmen zur Förderung der Ausreise treffen (§ 46 Abs. 1 Hs. 1 

AufenthG). Der Argumentation der Antragstellerseite folgend würde diese Vorschrift auch 

nicht durch § 82 Abs. 4 Satz 1 AufenthG im Sinne einer Spezialregelung blockiert, da ausge­

hend von deren Verständnis es sich gerade nicht um eine Maßnahme in Zusammenhang mit 

der Reisefähigkeit der Antragsteller handeln würde. 

b. 

In beiden Fällen - egal, ob § 82 Abs. 4 Satz 1 oder § 46 Abs. 1 AufenthG als Rechtsgrundla­

ge dient - muss sich die Maßnahme als verhältnismäßig, d.h. als geeignet, erforderlich und 

angemessen erweisen. Dies ist vorliegend der Fall. 

De Durchführung eines COVID-19-Tests ist geeignet, die Frage der Ausreisefähigkeit der 

Antragsteller zu klären und damit (aufenthaltsbeendende) Maßnahmen im Sinne des Aufent­

haltsgesetzes zu fördern. Auch erweist sich die Testung als erforderlich, da ohne negativen 

COVID-19-Test eine Aufnahme seitens Italien abgelehnt würde. Soweit vorliegend moniert 

wird, dass die Testung aus zeitlichen Gründen zum Zeitpunkt der Ausreise bereits veraltet 

wäre, ist festzustellen, dass nach Mitteilung des Antragsgegners die Testung selbst nicht 

älter als 72 Stunden sein darf. Anders als noch im vorangegangenen Antrag (RH 9 S 

20.2474), in dem die Maßnahme als aus zeitlichen Gründen nicht erforderlich und damit 

rechtswidrig gewertet werden musste, liegt die nun bevorstehende Testung innerhalb des 



von Italien geforderten Zeitrahmens. Sollte es sich um ein paar Stunden Differenz handeln, 

wird sich diese voraussichtlich als marginal und daher unbeachtlich erweisen, da der Flug 

jedenfalls am 19. Oktober 2020 stattfinden soll. Zuletzt ist die Maßnahme auch angemessen. 

Insbesondere stehen einer solchen Testung weder die informationelle Selbstbestimmung der 

Antragsteller noch ihre körperliche Unversehrtheit entgegen. So handelt es sich bei der 

Durchführung des Tests zwar um einen körperlichen Eingriff. Dieser ist jedoch geringfügig 

und nicht mit (der Befürchtung von) körperlichen Schädigungen verbunden. Darüber hinaus 

dient er mit den oben geschilderten Maßnahmen einer legitimen Zielsetzung, Gleiches gilt für 

die Übermittlung personenbezogener Daten, die zwar einen Eingriff in die informationelle 

Selbstbestimmung der Antragsteller beinhaltet, jedoch wiederum geringfügigen Charakters 

und durch einen legitimen Zweck gerechtfertigt ist. 

Danach war der Eiiantrag mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzulehnen. 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 52 Abs. 2, 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG. 

Rechtsmittelbelehrung 

(1) Gegen diesen ßeschluss steht den Beteiligten die Beschwerde an den Bayerischen Verwaltungs­
gerichtshof zu. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg einzulegen (Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 
Regensburg; Postfachanschrift: Postfach 110165, 93014 Regensburg). Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingeht (Hausan­
schrift: Ludwigstraße 23, 80539 München; Postfachanschrift: Postfach 340148, 80098 München). 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. 
Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim Bayeri­
schen Verwaltungsgerichtshof einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die 
Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der 
angefochtenen Entscheidung auseinander setzen. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, ist die 
Beschwerde als unzulässig zu verwerfen. 
Allen Schriftsätzen sollen jeweils 4 Abschriften beigefügt werden. 

Hinweis auf Vertretungszwang: Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich alle 
Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfeverfahren, durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten 
lassen. Dies gilt bereits für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwal­
tungsgerichtshof eingeleitet wird, die aber noch beim Verwaltungsgericht vorgenommen werden. Als 
Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder die anderen in § 67 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO sowie in §§ 3, 5 RDGEG bezeichneten Personen und Organisationen zugelassen. Behörden 
und juristische Personen des öffentlichen Rechts können sich auch durch Beschäftigte mit Befähigung 
zum Richteramt vertreten lassen; Einzelheiten ergeben sich aus § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO. 

(2) Streitwertbeschwerde: Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten die Be­
schwerde an den Bayerischen Verwaltungsgerichtshof zu, wenn der Wert des Beschwerdegegen­
standes 200,- EUR übersteigt, oder wenn die Beschwerde zugelassen wurde. 
Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 
Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht Regensburg (Hausanschrift; Haidplatz 1, 93047 Regensburg; Postfachanschrift: Post­
fach 110165, 93014 Regensburg) einzulegen. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf 
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dieser Frist festgesetzt worden, kann die Beschwerde auch noch innerhalb eines Monats nach Zustel­
lung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 
Allen Schriftsätzen sollen jeweils 4 Abschriften beigefügt werden. 




